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Die Kompetenzgrundlage für das
TSchG ist Art. 11 Abs. 1 B-VG, d.h., dass
Angelegenheiten des Tierschutzes künf-
tig in Gesetzgebung Bundessache und in
der Vollziehung (wie bisher) Landessa-
che sind. Die bestehenden bundesrecht-
lichen Regelungen zum Schutz der Tie-
re bleiben vom Geltungsbereich des
TSchG unberührt. Die Ausübung der
Jagd und Fischerei bleibt in Gesetzge-
bung und Vollziehung Landessache.
In der Zielbestimmung des § 1 wird das
Tier als Mitgeschöpf des Menschen an-
erkannt, dessen Leben und Wohlbefin-
den aus der „besonderen Verantwortung
des Menschen“ zu schützen sind. Gem.
§ 2 TSchG sind die Gebietskörperschaf-
ten verpflichtet, bestimmte Tierschutz-
angelegenheiten im Rahmen der budge-
tären Möglichkeiten auch finanziell zu
fördern.
Die zentrale Norm des § 5 TSchG regelt
das Verbot der Tierquälerei, nach der
Generalklausel (§ 5 Abs. 1) ist es verbo-
ten, einem Tier ungerechtfertigt Schmer-
zen, Leiden oder Schäden zuzufügen
oder es in schwere Angst zu versetzen.
Die in § 5 Abs. 2 TSchG beispielhaft
aufgelisteten Sondertatbestände entspre-
chen weitgehend den Tierquälereibe-
stimmungen der Landes-Tierschutzge-
setze.
Da nach der Zielbestimmung des § 1
nicht nur das Wohlbefinden, sondern
auch das Leben der Tiere geschützt ist,
darf ein Tier gem. § 6 Abs. 1 TSchG
nicht ohne „vernünftigen Grund“ ge-
tötet werden. Ausdrücklich von diesem
Verbot ausgenommen ist u.a. die fach-
gerechte Schlachtung landwirtschaftli-
cher Nutztiere.
Gemäß § 7 Abs. 1 TSchG sind Eingrif-
fe ohne veterinärmedizinische Indikation
grundsätzlich verboten. Abs. 2 enthält
eine beispielhafte Aufzählung von Ein-
griffen, die jedenfalls unter dieses Ver-
bot fallen. Von diesem Verbot ausgenom-

men sind Eingriffe zur fachgerechten
Kennzeichnung, zur Verhütung der Fort-
pflanzung sowie Eingriffe an Tieren iSd
§ 24 Abs. 1 Z 1 TSchG, d.h. an jenen
Tierarten, die überwiegend oder aus-
schließlich landwirtschaftlich genutzt
werden, soweit diese „für die vorgese-
hene Nutzung des Tieres, zu dessen
Schutz oder zum Schutz anderer Tiere
unerlässlich sind“ und der Eingriff in der
Verordnung gem. § 24 Abs. 1 Z 1 TSchG
ausdrücklich für zulässig erklärt wird.
Eingriffe, die mit „erheblichen Schmer-
zen“ verbunden sind, dürfen gem. § 7
Abs. 3 TSchG grundsätzlich nur nach
wirksamer Betäubung und postoperati-
ver Schmerzbehandlung von einem Tier-
arzt durchgeführt werden. Auch von die-
sem Grundsatz können in der Verord-
nung gem. § 24 Abs. 1 Z 1 TSchG Aus-
nahmen für jene Tierarten vorgesehen
werden, die überwiegend oder aus-
schließlich landwirtschaftlich genutzt
werden.
Besonders schmerzhafte Methoden zur
Durchführung von Eingriffen, wie das
Anlegen elastischer Ringe und die Ver-
wendung ätzender Substanzen (Ätzstif-
te, Ätzsalben), sind generell, d.h. für alle
Tierarten und Arten von Eingriffen, ver-
boten.

Grundsätze der Tierhaltung
Jeder Tierhalter, d.i. jede Person, die
ständig oder vorübergehend für ein Tier
verantwortlich ist oder ein Tier in ihrer
Obhut hat, muss insbesondere zur Ein-
haltung der tierschutzrechtlichen Be-
stimmungen in der Lage sein und über
die dazu erforderlichen Kenntnisse und
Fähigkeiten verfügen (§ 12 Abs. 1
TSchG). Er ist insbesondere verpflich-
tet, eine Haltungsumwelt zu gewährleis-
ten, die hinsichtlich der für das Wohlbe-
finden des Tieres maßgeblichen Parame-
ter den physiologischen und ethologi-
schen Bedürfnissen der Tiere angemes-

sen ist (§ 13 Abs. 2 TSchG). Gem. § 14
TSchG ist der Tierhalter verpflichtet,
Betreuungspersonen in ausreichender
Anzahl einzusetzen, die über die erfor-
derliche Sachkunde verfügen. Der
„Nachweis der erforderlichen Sachkun-
de“ ist in den einzelnen Verordnungen
zu regeln.
Die allgemeinen, also für alle Tiere und
Nutzungsformen geltenden Grundsät-
ze der Tierhaltung sind insbesondere
in §§ 13ff. TSchG niedergelegt. § 13
normiert die Anforderungen an jene Ein-
flussfaktoren, die für eine tiergerechte
Haltung von zentraler Bedeutung sind:
• zum einen das Tier selbst, das phäno-

und genotypisch zur Haltung in
menschlicher Obhut geeignet sein
muss (Abs. 1),

• zum anderen der Halter, der zur Ge-
währleistung einer den Bedürfnissen
des Tieres angemessenen Haltungs-
umwelt in der Lage sein muss (Abs. 2)
und

• Abs. 3 definiert den Indikator, der zur
Beurteilung der Gesetzeskonformität
der Haltung heranzuziehen ist: Diese
ist dann bzw. so lange gegeben, als die
Körperfunktionen und das Verhalten
des Tieres nicht gestört werden und
seine Anpassungsfähigkeit nicht über-
fordert wird.

Was zulässige bzw. verbotene Haltungs-
systeme betrifft, so werden auf gesetz-
licher Ebene nur die Anbindehaltung
sowie die Käfighaltung von Legehennen
geregelt.
Dabei sind in § 16 die Bestimmungen
zur Bewegungsfreiheit geregelt, näm-
lich, dass die Bewegungsfreiheit eines
Tieres nicht so eingeschränkt werden
darf, dass dem Tier Schmerzen, Leiden
oder Schäden zugefügt werden oder es
in schwere Angst versetzt wird.
Die dauernde Anbindehaltung ist ver-
boten.
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Rindern sind geeignete Bewegungsmög-
lichkeiten oder geeigneter Auslauf oder
Weidegang an mindestens 90 Tagen  im
Jahr zu gewähren, soweit dem nicht
zwingende rechtliche oder technische
Gründe entgegenstehen.

§ 17 regelt das Füttern und Tränken.
Neben der Bestimmung nach einer be-
darfsgerechten Fütterung, muss das Fut-
ter so beschaffen und zusammengesetzt
sein, dass die Tiere ihr arteigenes mit
dem Fressen verbundenes Beschäfti-
gungsbedürfnis befriedigen können. Die
Verabreichung des Futters muss das Nah-
rungsaufnahmeverhalten und den Fress-
rhythmus berücksichtigen.

Die Anforderungen an die bauliche Aus-
stattung und an die Haltungsvorrich-
tungen sind in § 18 geregelt. Diese Re-
gelungen betreffen das Vermeiden von
Verletzungen, die Hygieneanforderun-
gen, die Beleuchtung und das Stallkli-
ma.

§ 18 Abs. 3 regelt die Legehennenhal-
tung:

• Der Bau und die erste Inbetriebnah-
me herkömmlicher Käfige ist verbo-
ten. Für bestehende herkömmliche
Käfige gilt eine Übergangsfrist bis 31.
Dezember 2008. Den Betrieben kön-

nen zum Umstieg in eine andere Hal-
tungsform wirtschaftliche Anreize ge-
boten werden.

• In Bezug auf ausgestaltete Käfige ge-
mäß Art. 6 der Richtlinie 1999/74/EG
gilt ein Verbot des Bauens und der ers-
ten Inbetriebnahme ab 1. Jänner 2005.
Ausgestaltete Käfige gemäß Art. 6 der
Richtlinie 1999/74/EG, die vor dem 1.
Jänner 2005 gebaut wurden, haben
eine Übergangsfrist von 15 Jahren ab
der ersten Inbetriebnahme der Anlage.

• Die Zulassung neuer Haltungssysteme,
die über die Anforderungen gemäß
Art. 6 der Richtlinie 1999/74/EG hin-
ausgehen und nicht den Anforderun-
gen gemäß Art. 4 der genannten Richt-
linie genügen (das sind Alternativsys-
teme wie Bodenhaltung, Freilandhal-
tung und Volieren), aber eine Verbes-
serung zu bestehenden Haltungssyste-
men entsprechend §§ 13 und 24 be-
deuten, erfolgt nach einer Zertifizie-
rung gemäß Abs. 6 des § 18.

§ 18 Abs. 6 sieht ein verpflichtendes be-
hördliches Zulassungsverfahren für
neu auf den Markt kommende Haltungs-
systeme sowie eine Möglichkeit zur
Kennzeichnung tierschutzrechtskonfor-
mer bestehender Haltungssysteme vor.

Die Vollziehung des TSchG fällt
weiterhin in den Kompetenzbereich der
Länder. In erster Instanz sind die Be-
zirksverwaltungsbehörden sachlich zu-
ständig. Der Instanzenzug geht an den
Unabhängigen Verwaltungssenat (UVS)
des jeweiligen Bundeslandes. Gem. § 35
Abs. 4 TSchG ist die Behörde jederzeit,
d.h. ohne Vorliegen eines Anlasses, be-
rechtigt, Tierhaltungen unter Wahrung
der Verhältnismäßigkeit zu kontrollieren.
Liegt ein begründeter Verdacht auf eine
Verwaltungsübertretung vor, so ist die
Behörde zur Vornahme einer Kontrolle
verpflichtet
Der Vollzug soll künftig durch die von
den Ländern zu bestellenden Tier-
schutzombudsmänner (§ 41 TSchG)
unterstützt werden; sie sind im Rahmen
ihrer Tätigkeit an keine Weisungen ge-
bunden, haben Parteistellung im tier-
schutzrechtlichen Verfahren sowie Sitz
und Stimme im Tierschutzrat (§ 42
TSchG), einem aus 20 Mitgliedern zu-
sammengesetzten Gremium, dem
insbesondere die Beratung des Bundes-
ministers für Gesundheit und Frauen
(BMGF) in Angelegenheiten des Tier-
schutzes obliegt. Der BMGF hat dem
Nationalrat gem. § 42 Abs. 10 TSchG
jedes zweite Jahr einen Tierschutzbe-
richt vorzulegen.


